
 

  

S 29 AS 1357/10

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Sozialgericht Frankfurt
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung -
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 29 AS 1357/10
Datum 22.01.2013

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 AS 274/13
Datum 13.02.2014

3. Instanz

Datum 15.08.2014

I.Â Â  Â Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt am
Main vom 22. Januar 2013 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II.Â Â  Â Die Beteiligten haben einander auch fÃ¼r das Berufungsverfahren keine
Kosten zu erstatten.

III.Â Â  Â Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten um die Bewilligung von Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhaltes nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II).

Die 1978 geborene KlÃ¤gerin beantragte am 19. Dezember 2005 bei dem
Beklagten die GewÃ¤hrung von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes
nach dem SGB II. Sie wies auf einen Unfall im November 2002 hin und trug vor, dass
sie aufgrund der GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen nicht mehr in der Lage sei,
tÃ¤glich einer mindestens 3 Stunden andauernden TÃ¤tigkeit auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt nachzugehen. Sie legte dabei zunÃ¤chst nur die ersten beiden Seiten
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des damals gÃ¼ltigen Antragsformulars fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Arbeitslosengeld
II/Sozialgeld vor.

Da sie der Aufforderung des Beklagten, bis zum 5. Januar 2006 weitere Unterlagen
(wie z.B. Ã¼ber ihre Kosten der Unterkunft, Ã¼ber ihr VermÃ¶gen, Ã¼ber
Kindergeldbezug) vorzulegen, nicht nachgekommen war, versagte der Beklagte mit
Bescheid vom 17. Januar 2006 die GewÃ¤hrung von Leistungen wegen fehlender
Mitwirkung. Da die KlÃ¤gerin zuvor jedoch nicht ordnungsgemÃ¤Ã� nach Â§Â§ 60, 
66 SGB I belehrt worden war, hob der Beklagte den Versagensbescheid vom 17.
Januar 2006 auf den Widerspruch der KlÃ¤gerin hin mit Bescheid vom 13. April 2006
wieder auf.

Unter Hinweis auf ihre Mitwirkungspflicht forderte der Beklagte die KlÃ¤gerin mit
Schreiben vom 12. April 2006 erneut auf, zum GesprÃ¤chstermin am 4. Mai 2006
zahlreiche Unterlagen, die fÃ¼r die Entscheidung Ã¼ber den Alg II-Antrag benÃ¶tigt
wÃ¼rden, mitzubringen. Mit Schreiben vom 2. Mai 2006 teilte die KlÃ¤gerin
daraufhin dem Beklagten mit, dass sie nicht erwerbsfÃ¤hig sei und wegen ihrer
Behinderungen auch nicht den Termin am 4. Mai 2006 wahrnehmen kÃ¶nne.

Mit Schreiben vom 12. Mai 2006 erinnerte der Beklagte die KlÃ¤gerin nochmals an
die Erledigung des Schreibens vom 12. April 2006 und setzte eine Frist bis
spÃ¤testens 29. Mai 2006. Sollte die KlÃ¤gerin bis zu diesem Termin die
geforderten Unterlagen nicht vorgelegt bzw. das Schreiben nicht beantwortet
haben, wÃ¼rden die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes bis zur
Nachholung der Mitwirkung gem. Â§Â§ 60, 66 Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB I)
ganz versagt.

Mit Bescheid ohne Datum (Bl. 49 der Leistungsakte des Beklagten â�� LA â��)
lehnte der Beklagte daraufhin den Antrag der KlÃ¤gerin auf Arbeitslosengeld II vom
19. Dezember 2005 unter Hinweis auf das Schreiben/Informationsblatt zur
Antragsabgabe vom 12. April 2006 und 12. Mai 2006 wegen fehlender Mitwirkung
(Â§ 66 SGB I) ab. Trotz Hinweis auf die Rechtsfolgen einer fehlenden Mitwirkung
habe die KlÃ¤gerin den Antrag nicht bzw. nicht mit allen geforderten Unterlagen
innerhalb der ihr gesetzten Frist abgegeben. Aufgrund der fehlenden Unterlagen
habe keine andere Entscheidung getroffen werden kÃ¶nnen.

Gegen diesen, ihr am 10. Juni 2006 zugestellten Bescheid erhob die KlÃ¤gerin am
13. Juni 2006 Widerspruch und fÃ¼hrte aus, sie habe wahrheitsgemÃ¤Ã� unter
Angabe ihrer Behinderungen angegeben, eine ErwerbstÃ¤tigkeit von mindestens 3
Stunden tÃ¤glich nicht mehr ausÃ¼ben zu kÃ¶nnen. Der Beklagte habe zunÃ¤chst
Ã¼ber ihre ErwerbsfÃ¤higkeit zu entscheiden. Dazu bedÃ¼rfe es einer
BegrÃ¼ndung, die die KlÃ¤gerin dem Bescheid nicht entnehmen kÃ¶nne.
Offensichtlich erfolge hier durch den Beklagten keine sachgerechte Bearbeitung
ihres Antrages. Die pauschale Ablehnung wegen mangelnder Mitwirkung sei somit
rechtswidrig.

Mit Widerspruchsbescheid vom 11. Dezember 2006 wies der Beklagte den
Widerspruch der KlÃ¤gerin vom 13. Juni 2006 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck und
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bezeichnete den angefochtenen Bescheid ohne Datum als Bescheid vom 10. Juni
2006. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte der Beklagte aus, die KlÃ¤gerin habe zur
Entscheidung Ã¼ber ihren Leistungsanspruch notwendige Unterlagen nicht
vorgelegt und dadurch sei die AufklÃ¤rung des Sachverhaltes derart erschwert
gewesen, dass nicht hÃ¤tte entschieden werden kÃ¶nnen, weil bis dahin die
Voraussetzungen fÃ¼r die Leistungen nicht nachgewiesen worden seien. Des
Weiteren sei der KlÃ¤gerin eine hinlÃ¤ngliche Frist zur ErfÃ¼llung ihrer Mitwirkung
eingerÃ¤umt worden und sie sei auch schriftlich unter Angabe der Rechtsgrundlage
Ã¼ber die Folgen fehlender Mitwirkung belehrt worden. Unter AbwÃ¤gung der
Interessen der KlÃ¤gerin mit dem Ã¶ffentlichen Interesse sei die Leistung zu
versagen gewesen, da es der KlÃ¤gerin zuzumuten gewesen sei, der geforderten
Mitwirkung innerhalb der gesetzten Frist nachzukommen und der
Verwaltungsaufwand des Beklagten ansonsten in keinem angemessenen
VerhÃ¤ltnis mehr gestanden hÃ¤tte.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 15. Januar 2007 beim Sozialgericht Frankfurt am
Main (SG) Klage erhoben, die â�� weil sie zunÃ¤chst gegen die Bundesagentur fÃ¼r
Arbeit gerichtet war â�� anfangs unter dem Aktenzeichen S 4 AL 23/07 bzw. S 22 AL
23/07, in der Folgezeit jedoch unter dem Aktenzeichen S 29 AS 1357/10 gefÃ¼hrt
wurde. Die KlÃ¤gerin hat zunÃ¤chst vorgetragen, sie sei seit November 2004 von
der Ã¤rztlichen Versorgung ausgeschlossen gewesen, so dass ihre
ProzessfÃ¤higkeit noch nicht wieder hergestellt sei. Sie werde anschlieÃ�end die
Klage begrÃ¼nden.

Mit Schreiben vom 26. Juni 2009 (Bl. 55 LA) teilte die KlÃ¤gerin der Bundesagentur
fÃ¼r Arbeit, Herrn B., mit, dieser habe der Verwaltungs-Berufsgenossenschaft am 8.
MÃ¤rz 2007 einen Bezug der KlÃ¤gerin von Arbeitslosengeld II fÃ¼r den Zeitraum
vom 17. Januar 2006 bis 31. Juli 2006 bekanntgegeben. Dies habe sie im Rahmen
einer Einsichtnahme in die Akten in einem Rechtsstreit gegen die Verwaltungs-
Berufsgenossenschaft erfahren. Da die KlÃ¤gerin weder einen Bewilligungsbescheid
erhalten habe noch einen Zahlungseingang verzeichnen kÃ¶nne, bat sie um
Ã�bersendung des Bewilligungsbescheides und Geldleistung in bar.
Â 
Am 15. September 2009 hat die KlÃ¤gerin sodann eine weitere Klage beim SG
erhoben (Aktenzeichen: S 29 AS 1528/09) mit dem Antrag auf Feststellung, dass sie
fÃ¼r den Zeitraum vom 17. Januar 2006 bis 31. Juli 2006 Anrecht auf
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende gehabt habe. AuÃ�erdem begehrte sie die
Zustellung eines vollstreckbaren Bescheides sowie die Auszahlung nebst Zinsen.

Mit einer weiteren Klage vom 28. Oktober 2009 (Aktenzeichen: S 29 AS 1847/09)
hat sich die KlÃ¤gerin gegen einen Widerspruchsbescheid ohne Datum und ohne
Zustellung aus Dezember 2006, den sie nicht kenne und von dessen Existenz sie
erst im Verfahren S 29 AS 1528/09 erfahren habe, gewandt. Nach Mitteilung des
Beklagten handele es sich dabei um den Widerspruchsbescheid vom 11. Dezember
2006, der bereits Gegenstand des Verfahrens mit dem Aktenzeichen S 29 AS
1357/10 sei.

Nach DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen Verhandlung, in der die Verfahren S 29 AS
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1528/09 und S 29 AS 1847/09 mit dem Verfahren S 29 AS 1357/10 zur
gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung verbunden wurden und in der die
KlÃ¤gerin erklÃ¤rt hat, seit Antragstellung im Oktober 2005 bis 2037 voll
erwerbsgemindert zu sein, hat das SG die Klage mit dem Antrag, 1.) den Bescheid
vom 10. Juni 2006 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11. Dezember 2006
aufzuheben und den Beklagten zu verurteilen, der KlÃ¤gerin fÃ¼r den Zeitraum 19.
Dezember 2005 bis 31. Juli 2006 laufende Leistungen nach dem SGB II zu bewilligen
und auszuzahlen nebst Zinsen, 2.) festzustellen, dass der Beklagte rechtswidrig
gehandelt hat, als er bei Antragstellung am 19. Dezember 2005 nicht festgestellt
hat, dass die KlÃ¤gerin voll erwerbsgemindert war, mit Urteil vom 22. Januar 2013
abgewiesen.

Der im Klageantrag Nr. 1 genannte Bescheid sei rechtmÃ¤Ã�ig. Das Gericht folge
insoweit der zutreffenden BegrÃ¼ndung des Beklagten, die in dem im Klageantrag
genannten Widerspruchsbescheid enthalten sei. Zu Recht habe der Beklagte auch
der KlÃ¤gerin laufende Leistungen nach dem SGB II weder bewilligt noch
ausgezahlt, da die KlÃ¤gerin im streitbefangenen Zeitraum voll erwerbsgemindert
gewesen sei, so dass sie keinen Anspruch gegen den Beklagten gehabt habe (Â§ 7
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. Â§ 8 Abs. 1 SGB II). Im Hinblick auf den Klageantrag Nr. 2
sei fÃ¼r die Kammer keine Rechtsgrundlage im SGB erkennbar, wonach der
Beklagte verpflichtet gewesen sei, die volle Erwerbsminderung der KlÃ¤gerin im
Winter 2005/06 festzustellen, denn die KlÃ¤gerin habe dies selbst sofort
vorgetragen, so dass fÃ¼r den Beklagten klar gewesen sei, dass er an die KlÃ¤gerin
keine laufenden Leistungen bewilligen durfte. Auch wenn der Beklagte eine volle
Erwerbsminderung der KlÃ¤gerin festgestellt hÃ¤tte, hÃ¤tte dies (unabhÃ¤ngig von
anderen AblehnungsgrÃ¼nden) in keinem Falle zu dem (von der KlÃ¤gerin heute
durch den Klageantrag deutlich gewordenen) gewÃ¼nschten Ergebnis (laufender
Leistungsbezug nach SGB II im streitbefangenen Zeitraum) gefÃ¼hrt. Â§ 44a SGB II
scheide jedenfalls allein deshalb als Rechtsgrundlage aus, weil die KlÃ¤gerin dem
Beklagten im Winter 2005/06 keinen vollstÃ¤ndigen Leistungsantrag vorgelegt
habe. Ob die KlÃ¤gerin im streitbefangenen Zeitraum Anspruch gegen die Stadt
Frankfurt nach dem SGB XII gehabt habe, sei nicht Streitgegenstand dieses
Gerichtsverfahrens. Die objektiv falsche telefonische Auskunft des Beklagten
gegenÃ¼ber der Verwaltungs-Berufsgenossenschaft fÃ¼hre zu keinem anderen
Ergebnis. Diese Auskunft habe keine anspruchsbegrÃ¼ndende Wirkung gehabt.

Gegen das ihr am 22. MÃ¤rz 2013 zugestellte Urteil des SG hat die KlÃ¤gerin am
14. April 2013 Berufung eingelegt. Das Gericht sei seiner Amtsermittlungspflicht
nicht nachgekommen und habe den Sachverhalt nicht vollstÃ¤ndig aufgeklÃ¤rt.
Auch das Sitzungsprotokoll gebe den Verlauf der mÃ¼ndlichen Verhandlung nur
unvollstÃ¤ndig und zum Nachteil der KlÃ¤gerin wieder. Entsprechend sei auch die
UrteilsbegrÃ¼ndung falsch. Sie habe im November 2002 einen Unfall mit
polytraumatischen Verletzungen erlitten, deren Folgen so gravierend gewesen
seien, dass sie im Oktober 2005 den Antrag auf ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente gestellt
habe. Die Feststellung der ErwerbsunfÃ¤higkeit habe annÃ¤hernd ein halbes
Jahrzehnt gedauert. Da sie auf existenzsichernde Leistungen angewiesen gewesen
sei, habe sie am 19. Dezember 2005 den Antrag auf ALG II gestellt mit dem
Hinweis, dass sie erwerbsunfÃ¤hig sei. Damit sollte zunÃ¤chst erreicht werden, dass
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die ErwerbsunfÃ¤higkeit von dem Beklagten gem. Â§ 44a SGB II festgestellt werde,
um zu verhindern, dass sie â�� obwohl erwerbsunfÃ¤hig â�� in die Vermittlung
gerate und somit weiter gesundheitlich Ã¼berfordert werde. Sie hÃ¤tte nach
Feststellung Ã¼ber ihre ErwerbsfÃ¤higkeit selbstverstÃ¤ndlich die weiteren
notwendigen Angaben gemacht.

Die KlÃ¤gerin beantragt (sinngemÃ¤Ã�),

das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt am Main vom 22. Januar 2013 aufzuheben,
undÂ 
1.Â Â  Â unter Aufhebung des Bescheides des Beklagten vom 10. Juni 2006 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11. Dezember 2006, den Beklagten zu
verurteilen, ihr fÃ¼r den Zeitraum 19. Dezember 2005 bis 31. Juli 2006 laufende
Leistungen nach dem SGB II zu bewilligen und auszuzahlen nebst Zinsen,
2.Â Â  Â festzustellen, dass der Beklagte rechtswidrig gehandelt hat, als er bei
Antragstellung am 19. Dezember 2005 nicht festgestellt hat, dass sie voll
erwerbsgemindert war.

Der Beklagte beantragt,Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung verweist er auf die seiner Auffassung nach Ã¼berzeugenden
AusfÃ¼hrungen im erstinstanzlichen Urteil. Die BerufungsbegrÃ¼ndung enthalte
keine AusfÃ¼hrungen, die nicht schon im Urteil des SG BerÃ¼cksichtigung
gefunden hÃ¤tten.

Mit Schreiben vom 27. November 2013, den Beteiligten zugestellt am 5. Dezember
bzw. 6. Dezember 2013, wurden diese zur beabsichtigten Vorgehensweise des
Senats nach Â§ 153 Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) angehÃ¶rt.Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts sowie des Vortrags der
Beteiligten im Ã�brigen wird auf den Inhalt der Gerichtsakte sowie der
beigezogenen Leistungsakte des Beklagten, die bei der Entscheidung jeweils
vorgelegen haben, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die Berufung ist zulÃ¤ssig. Sie ist insbesondere form- und fristgerecht gemÃ¤Ã� Â§
151 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingelegt worden. Sie ist auch statthaft
gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143 und 144 SGG. Sie bedurfte insbesondere nicht der Zulassung
gemÃ¤Ã� Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG, da der Wert des
Beschwerdegegenstandes den maÃ�geblichen Betrag von 750,- Euro offensichtlich
Ã¼berstieg.

Der Senat konnte die Berufung durch Beschluss ohne mÃ¼ndliche Verhandlung und
ohne Beteiligung ehrenamtlicher Richterinnen oder Richter zurÃ¼ckweisen, weil er
sie einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine mÃ¼ndliche Verhandlung nicht fÃ¼r
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erforderlich hÃ¤lt (Â§ 153 Abs. 4 Satz 1 SGG). Die Beteiligten sind auch vorher
gehÃ¶rt worden (Â§ 153 Abs. 4 Satz 2 SGG). Eines EinverstÃ¤ndnisses der
Beteiligten mit dieser Entscheidungsform bedarf es nicht (BSG, Urteil vom 17.
September 1997 â�� 6 Rka 97/96 â�� NZS 1998, 304; Meyer-Ladewig/
Keller/Leitherer, SGG-Kommentar, 10. A. 2012, Â§ 153 Rn. 14).Â 

Das Sozialgericht Frankfurt am Main (SG) hat die von der KlÃ¤gerin erhobenen und
in der mÃ¼ndlichen Verhandlung zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung
miteinander verbundenen Klagen im Ergebnis zu Recht abgewiesen. Dabei ist die
gegen die Versagensentscheidung des Beklagten (Bescheid vom 10. Juni 2006 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 11. Dezember 2006) gerichtete Klage
(ursprÃ¼nglich S 4 AL 23/07, spÃ¤ter S 29 AS 1357/10 sowie auch S 29 AS 1847/09)
nur als reine Anfechtungsklage statthaft, denn Streitgegenstand ist in diesen
FÃ¤llen nicht der materielle Anspruch â�� also nicht die Frage, ob und in welcher
HÃ¶he dem KlÃ¤ger bzw. der KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich ein Anspruch auf GewÃ¤hrung
von Leistungen nach dem SGB II zusteht â�� sondern allein die Auseinandersetzung
Ã¼ber Rechte und Pflichten der Beteiligten im Verwaltungsverfahren. Somit fÃ¼hrt
die Anfechtung der Ablehnung eines Leistungsantrages wegen fehlender Mitwirkung
nur zur gerichtlichen Ã�berprÃ¼fung der Ablehnungsvoraussetzungen im Sinne des 
Â§ 66 SGB I.

Kommt derjenige, der eine Sozialleistung beantragt oder erhÃ¤lt, seinen
Mitwirkungspflichten nach den Â§Â§ 60 bis 62, 65 nicht nach und wird hierdurch die
AufklÃ¤rung des Sachverhalts erheblich erschwert, kann der LeistungstrÃ¤ger ohne
weitere Ermittlungen die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder
teilweise versagen oder entziehen, soweit die Voraussetzungen der Leistung nicht
nachgewiesen sind. Dies gilt entsprechend, wenn der Antragsteller oder
Leistungsberechtigte in anderer Weise absichtlich die AufklÃ¤rung des Sachverhalts
erheblich erschwert (vgl. Â§ 66 SGB I). Wird die Mitwirkung nachgeholt und liegen
die Leistungsvoraussetzungen vor, kann der LeistungstrÃ¤ger Sozialleistungen, die
er nach Â§ 66 versagt oder entzogen hat, nachtrÃ¤glich ganz oder teilweise
erbringen (vgl. Â§ 67 SGB I).
Â 
Vorliegend hat der Beklagte die GewÃ¤hrung von Leistungen auf der Grundlage der 
Â§Â§ 60, 66 Abs. 1 SGB I wegen mangelnder Mitwirkung der KlÃ¤gerin zu Recht
versagt. Zu den insoweit von der KlÃ¤gerin vorzulegenden â�� fÃ¼r die
Entscheidung Ã¼ber die LeistungsgewÃ¤hrung erforderlichen â�� Unterlagen, die
sie jedoch trotz Erinnerung nicht vorgelegt hat, kann auf das Schreiben des
Beklagten vom 12. April 2006 (Bl. 39 LA) verwiesen werden. Insbesondere oblag es
auch nicht der KlÃ¤gerin, die bei dem Beklagten ausdrÃ¼cklich einen Antrag auf
Leistungen nach dem SGB II gestellt hatte, diesem vorzugeben, in welcher
Reihenfolge er die einzelnen fÃ¼r die LeistungsgewÃ¤hrung notwendigen
Anspruchsvoraussetzungen zu prÃ¼fen hat und ihm daher nur die aus ihrer Sicht
relevanten Unterlagen vorzulegen. Relevant ist insoweit nicht allein, ob ein
Antragsteller erwerbsfÃ¤hig ist, sondern fÃ¼r die LeistungsgewÃ¤hrung
entscheidend ist, ob der HilfebedÃ¼rftige erwerbsfÃ¤hig ist. Vor diesem
Hintergrund ist es nicht zu beanstanden, dass der Beklagte zur AbklÃ¤rung der
Frage, ob Ã¼berhaupt HilfebedÃ¼rftigkeit bestand, zunÃ¤chst weitere Unterlagen
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von der KlÃ¤gerin angefordert hatte. Â  Â 
Das dem Beklagten bei der Versagensentscheidung nach Â§ 66 Abs. 1 Satz 1 SGB I
zustehende Ermessen hat dieser auch erkannt und in seinem Widerspruchsbescheid
vom 11. Dezember 2006 in (gerade noch) gebotenem MaÃ�e ausgeÃ¼bt. Dabei war
zu berÃ¼cksichtigen, dass ohne Vorlage der angeforderten Unterlagen, das
Vorliegen der materiellen Anspruchsvoraussetzungen von
Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II nicht festgestellt werden kann.Â 

Auch hinsichtlich der weiteren Begehren der KlÃ¤gerin hat das Sozialgericht
Frankfurt am Main die Klagen zu Recht abgewiesen. Insbesondere ergibt sich weder
ein Feststellungs- oder Auszahlungsanspruch betreffend Grundsicherungsleistungen
fÃ¼r den Zeitraum vom 17. Januar 2006 bis 31. Juli 2006 noch ein Anspruch auf
Zustellung eines entsprechenden vollstreckbaren Bescheides (vgl. Verfahren S 29
AS 1528/09). Sofern diesbezÃ¼glich ein Mitarbeiter des Beklagten einem Dritten
â�� hier: einem Mitarbeiter der Verwaltungs-Berufsgenossenschaft â�� gegenÃ¼ber
telefonisch eine falsche Auskunft erteilt hat, lÃ¤sst sich daraus der geltend
gemachte Anspruch fÃ¼r die KlÃ¤gerin nicht ableiten. FÃ¼r eine etwaige
Zusicherung fehlt es schon an der Schriftform (vgl. Â§ 34 Abs. 1 Satz 1 SGB X); im
Ã�brigen hatte der Beklagte die Leistung bereits mit o.a. Bescheiden ausdrÃ¼cklich
versagt.

SchlieÃ�lich hat das Sozialgericht Frankfurt am Main auch den Feststellungsantrag
(Nr. 2) im Ergebnis zu Recht abgewiesen. Hier fehlt es zur Ã�berzeugung des Senats
schon an der ZulÃ¤ssigkeit des Feststellungsantrags, da der Gegenstand der
begehrten Feststellung (Feststellung der Rechtswidrigkeit des Handelns des
Beklagten) schon nicht unter die mÃ¶glichen Alternativen des Â§ 55 Abs. 1 Nr. 1 bis
4 SGG fÃ¤llt. Â Â 
Â 
Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1
und 2 SGG nicht vorliegen.
Â 

Erstellt am: 31.10.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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